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OSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 
1010 WIEN, ROTENTURMSTRASSE 13 (ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 63 2718, DW 23 

Z1. 4/85 

GZ 134/85 

Zu: GZ 17.001/48-I 3/84 

Betrifft: r:ntwur± eines 

An das 

BUl1desmiaist�rium tür Justiz 

Der öst,HTeichische Rechtsanwaltskammertag erstattf;t unt8r 

.i3�zugnahm'3 <lui:' die da 0 Aussendung vom 14. Dezember 1984 zu 

uern vorliegenden E:ltwuri ein.es ii..€chtspflegerges<-� tz es 1935 

inü.erhalb oEfeut:!r Frist ;�ol:5f:!d(h� 

S t e l  1 u n g n ah m e 

A) Allgemein8::'�: 

I.) lum vorliegendf.m Gesl::tzeselitwurt' Kü.:u:t mit Genugtuung 

die Festscellung getroi:l:�n. werden, dt;.ß dIe im seiller­

zeitigen ii:ntwurf des Zentralausscllusses fUr die 

sonstigen Eedümsteten beim Bundesministerium für 

Justiz vorgeseheilen und verfassungE'rechtlich be­

denklichen Bestimmungen ausnahmslos fallen gelassen 

wurdea. 

11.) Zum 'vorblatt: 

Die dem Gesetzesentwurf. nmunelir inne1:vohnp.uden Pro-

bleI:le unQ Ziele wf';rden dd.rin W�sc�l}(�;l, ab.s ber·;:it:s 

seit tibet" :0 Jahren in G,ütung steheüd8 Re chtspfleger­

gesecz aufgrund. der z&hln=iche;o. zwischei.1zeitigen No­

vellicrungeu 1.11 ein.e �'orEl zu bringen, di'� den heutigen 

Anforderungen, vilelcüe an dit:! besoüd2re Stellung des 
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Rechtspflegers gestellt werden? p.l.ltspricht und insbe­

sondere auch die dazu er{orderliche ausbildung zu regeln. 

Dies� Absicht muß aicht nur als riciltig festgestellt 

werde'n, sondern Kann auch gesagt werelen, dai� es dem vor­

liegenden Gesetzes'":�,<l.twurf gelungen ist, Lösungen zu 

schaffen, welche mit P.ücksicht darauf notwendig er­

scheinen, daß ein grof3er Teil des ;Yiahnwesens in auto­

mationsunterstützter Form einer Erledigung zugeführt 

werden wird. 

Wenn, allerdings in der weiteren F016e angeführt wird, dal3 

die Verwir'Klichung dieser Zielsetzung mit keinen meßbaren 

Kosten verbundeü ist, muf� dem doch widersprocheü werdeü, 

weil 

2..) die vermehrte A.usbildung ira einzeln�ü (Sachg(!biete) 

und für eiue b:ehrzahl von Personen (Aufstockung und 

Vermeh:rung des kecntspflegerstandes}'zur Folge haben 

muß, daß dafür die Kosten fUr da.s Personal, die zur 

Verfügung zu stellendt�n Rdumlidikeitp.i1 (sn. beab� 

sichtigte l:;weite Justizschule), daterialien und mdg­

licllC�:.cweise auch Verpflc6ungskosten <?) getragen 

werden Hlüssen, 

b) der bisherige, bereits mit JO l'agen großl.ügig bemessene 

PrUIungsurl&Üb um Vleitere 5 Tage 9 auf insgesamt 15 

Tage erweit;�rt \rurck�, sodaj� (da doch anzunehmen ist, 

daf3 es sich um einen bezahlten U:r:LS,UD hai.1delt) ver­

i.nehrte Auslo.geü Uil1 mehr als ein lJrittel des bislte1.' .. . 
da±ür budgetmaßig ausgewieseuE:!o Bütrages erforderlich 

sein we'rdet ... 
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111.) Den nunmehr im gegenstd,ndlichen Geseczesentwurf 

verbliebenen Bestimmungen über die be sonder e Stellung 

des Rechtspilegers , <.de g t::g�;ü s eitige Vertretung von 

Kechtspflegern, die an ein- und demselben Gericht' 

tatig sind, die l1öglichkeit, daß Vorstelluagen gegen 

aechtspflegerbeschlüssen von den Rechtspflegern 

künftig auch selbst in positiv81f. Sinne erledigt 

werden künnen und schließlich Eiie Ausdehnung der 

�'lirkungskreise der Rechtspfleger in bezug auf das 

I\'lahnweseü, sowie schließlich die vorbildlich� Re­

gelung der Ausbildungsvorschriften, künnen als durch­

aus gelungen betrachtet werden. 

B) Zum besonderen Teil: 

Zu § 2): 

Die Erweiterung des t.-lirkungskreises "Hahnsachen" und die 

Erweiterung,eetreffend "Schiffsregisterli, sind zu begrüßen. 

Zu § 11 Abs. 3): 

Nach dem Wortlaut dieser vorgesehenen Gesetzesbestimmung 

ist im Gegensatz zu den erläuternden Eemerkungen nicht zu 

entnehmen, daI� für den konkreten Fall das Rechtsmittel vom 

Rechtspfleger selbst vorgelegt werden soll. Daraus ist nur 

zu ersehen, daß, wenn der Richter findet, daß dem Rechts­

mittel nicht oder nur teilweise Folge zu geben wcire, dieses 

Rechtsmittel dem Rechtsmittelgericht-mit einem diesbe·­

züglichen V'ermerk ohne Aufschub, mit allen für dü� Beur­

teilung des Rechtsmittels erforderlichen Akten vorzu-

legen ist. Es sollte daher allenfalls eine Ergünzung der­

gestalt erfolgen � daf3 vor dem 'Wort "vorzulegen", die Worte: 

..... ildurch den Rechtspfleger . . . . . " eingefügt werEien. 
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Zu § 23): 

-�ienngleich bereits sf!inerzeit dem Rechtspfleger die LvIög­

lichkeit eü:,.geraumt wurde, Ordnungsstraff=·a bis zu einem 

betrag von US 500,-- zu ··,rerhec.:.ügen, sollte iü konsequenter 

Weise aueh i:l1nsichtlich allfalliger Ordnungss-crafen der­

selbe H.echtsstandpunkt vertre'cen werden können und müssen, 

wie er in bezug auf die Ab h,;hnung eingenon.men wurde, daß 

Strafen grundsätzlich nur vom Richter 2U verhangen sind. 

Es ware daher der § L,3 ersatzlos zu streichen. 

Zu § '24 Ab s. 3): 

Diese bestiuLmung scheint etwas verunglückt zu sein. Danach 

hat ein Rechtspfleger , der: gleichzrcitig Leiter aer Ge.,. 

schditsabteilung ist 9 u�l.ter seine Unterfertigungsstampiglie 

gleichzeitig auch die Richtigkeit der AusfertiguL1g in seiner 

Eigenschaft als Leiter der Gesch2Itsabteilung 111it eigen­

händiger Unterschrift zu beglaubigen. 

Es widerspricht grundsdtzlich dem Wesen der Beglaubigung, 

daß jemand seine eigene Unterschrift beglaubigt. Hürde mCliL 

jedoch diesen Standpunkt akzeptieren, würde dies bedeuten, 

daß jeder seine eigene Unterschrift als echt und richtig 

beglaubigen darf. 

Die im Abschnitt IIr. erlassenen Ausbildungsvorschriften 

sind vorbildlich aufgegliedert. Insbesondere ist die 

Unterteilung der j ewe iligen Ausbildung in einen Grundlehr­

gang für alle Spezialspdrteil und in den anschließenden 

Speziallehrgang als �.iußer8t sinnvoll�';zu bezeichnen. 
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C) Zusamm€:!nfassung: 

Der Öste:.:-reichische R��chtsanwaltskammert&g muß daher -

abgesehen von den kleinen, obangeführten Ergauzungs-, bzw. 

Abanclerungsvorschlcigeu - zu diesem Entwurf gruudscitzlich 

seine Zustimmung erteilen, zumal in der nunmehrigen Fassung 

vor allem die verfassungsrechtlich�n Bestimmungen über 

richterliche Agenden st:riktest befolgt wurd8i.1. 

Wien, am 20.Februar 1985 

DER ÖSTERREICEISCHE KECüTSPJ\J\iALTSKAl:'ilYIERTAG 

Dr. SCHUPPICB. 

PrJsident 
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